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3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 22.
April 2004 aufgehoben. Die Klage wird abgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind
im gesamten Verfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger wendet sich gegen die Aufhebung der Bewilligung von Arbeitslosenhilfe
(Alhi) fÃ¼r die Zeit ab 14. Dezember 2002 und eine von der Beklagten geltend
gemachte Erstattungsforderung fÃ¼r die Zeit vom 14. Dezember 2002 bis 19. Juli
2003.

Der am 1948 geborene KlÃ¤ger bezog nach BeschÃ¤ftigungen als Malergeselle ab
16. Januar 1996 Arbeitslosengeld (Alg) und nach ErschÃ¶pfung des Alg-Anspruches
ab 14. September 1996 Alhi, zuletzt fÃ¼r den am 24. Mai 2003 beginnenden
Bewilligungsabschnitt in HÃ¶he eines wÃ¶chentlichen Leistungsbetrages von
119,84 Euro (Bescheid vom 23. Mai 2003). Mit bestandskrÃ¤ftigem Bescheid vom
16. Juli 1998 hatte die Beklagte mit Rechtsfolgenbelehrung auf ErlÃ¶schen des Alhi-
Anspruches im Falle einer weiteren Sperrzeit von 12 Wochen eine Sperrzeit vom 28.
Februar 1998 bis zum 22. Mai 1998 festgesetzt (12 Wochen).
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AnlÃ¤sslich einer Vorsprache des KlÃ¤gers am 12. Dezember 2002 unterbreitete die
Beklagte ihm mit der im Aktenvermerk vom 8. Januar 2003 dokumentierten
Rechtsfolgenbelehrung ein Arbeitsangebot fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung im Hol? und
Bringedienst bei dem B e.V. ? Verein ? (im Folgenden: B). Der KlÃ¤ger stellte sich
am 13. Dezember 2002 persÃ¶nlich beim B bei der Zeugin Holz vor, wobei er seinen
Hund mitfÃ¼hrte. Zu einer Einstellung kam es nicht. Der B teilte der Beklagten
hierauf mit, der KlÃ¤ger sei stark angetrunken mit einem Hund zum
VorstellungsgesprÃ¤ch erschienen. Durch dieses Verhalten habe er das
Zustandekommen eines Arbeitsvertrages vereitelt.

Nach AnhÃ¶rung setzte die Beklagte mit Bescheid vom 19. Mai 2003 eine Sperrzeit
vom 14. Dezember 2002 bis 7. MÃ¤rz 2003 (12 Wochen) fest, hob die Alhi-
Bewilligung fÃ¼r die Zeit vom 14. Dezember 2002 bis 7. MÃ¤rz 2003 auf und
forderte die Erstattung der in diesem Zeitraum gezahlten Alhi nebst der BeitrÃ¤ge
zur Kranken? und Pflegeversicherung in HÃ¶he von insgesamt 1.598,90 Euro. Im
Widerspruchsverfahren nahm die Beklagte diesen Bescheid teilweise zurÃ¼ck und
hob die Alhi-Bewilligung wegen des Eintritts von Sperrzeiten mit einer Gesamtdauer
von 24 Wochen fÃ¼r die Zeit ab dem 14. Dezember 2002 insgesamt wegen des
ErlÃ¶schens des Alhi-Anspruches auf und forderte die Erstattung der in der Zeit vom
8. MÃ¤rz 2003 bis 19. Juli 2003 gezahlten Alhi in HÃ¶he von 2.054,40 Euro
(Bescheid vom 31. Juli 2003). Zuvor hatte die Beklagte nach AnhÃ¶rung mit
Bescheid vom 16. Juli 2003 die Alhi-Bewilligung fÃ¼r die Zukunft ab 20. Juli 2003
zurÃ¼ckgenommen. Mit Bescheid vom 28. Oktober 2003 hob die Beklagte die Alhi-
Bewilligung unter Hinweis auf die erneute Sperrzeit nochmals auf. Mit
Widerspruchsbescheiden vom 27. August 2003, 25. September 2003 und 30.
September 2003 wies die Beklagte die WidersprÃ¼che des KlÃ¤gers gegen die
Bescheide vom 16. Juli 2003, 19. Mai 2003 und 31. Juli 2003 zurÃ¼ck.

Mit seiner am 11. September 2003 eingereichten Klage wendet sich der KlÃ¤ger
gegen die Festsetzung der weiteren Sperrzeit und die Aufhebung der
Leistungsbewilligung fÃ¼r die Zeit ab dem 14. Dezember 2002; ferner begehrt er
die Weiterzahlung von Alhi Ã¼ber den 19. Juli 2003 hinaus.

Das Sozialgericht (SG) Berlin hat eine Auskunft des B vom 5. MÃ¤rz 2004 eingeholt,
auf deren Inhalt Bezug genommen wird. Der KlÃ¤ger hat sich im Termin zur
mÃ¼ndlichen Verhandlung zu den UmstÃ¤nden des VorstellungsgesprÃ¤ches vom
13. Dezember 2002 geÃ¤uÃ�ert; hierauf wird Bezug genommen. Mit Urteil vom 22.
April 2004 hat das SG die Bescheide der Beklagten vom 19. Mai 2003 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 25. September 2003, vom 16. Juli 2003 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 27. August 2003, vom 31. Juli 2003 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 30. September 2003 und vom 28.
Oktober 2003 aufgehoben und die Beklagte verurteilt, dem KlÃ¤ger Ã¼ber den 19.
Juli 2003 hinaus Alhi zu gewÃ¤hren. Zur BegrÃ¼ndung ist ausgefÃ¼hrt: Die
zulÃ¤ssige Klage sei begrÃ¼ndet. Die in Rede stehenden Aufhebungsbescheide der
Beklagten seien rechtswidrig, da der Anspruch des KlÃ¤gers auf Alhi nicht gemÃ¤Ã�
Â§ 196 Satz 1 Nr. 3 Sozialgesetzbuch ? ArbeitsfÃ¶rderung ? (SGB III) erloschen sei.
Der KlÃ¤ger habe nicht nach der Entstehung des Alhi-Anspruchs Anlass fÃ¼r den
Eintritt von Sperrzeiten mit einer Dauer von insgesamt 24 Wochen gegeben. Sein
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Verhalten bei dem VorstellungsgesprÃ¤ch am 13. Dezember 2002 rechtfertige nicht
den von der Beklagten angenommenen Eintritt einer weiteren Sperrzeit, die unter
BerÃ¼cksichtigung des Sperrzeitbescheides vom 16. Juli 1998 zu einer
Gesamtdauer von 24 Wochen gefÃ¼hrt hÃ¤tte. Nach den Â§Â§ 198 Satz 1, 144 Abs.
1 Nr. 2 SGB III trete eine Sperrzeit von 12 Wochen ein, wÃ¤hrend der der Anspruch
auf Alhi ruhe, wenn der Arbeitslose u.a. die Anbahnung eines
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses, insbesondere das Zustandekommen eines
VorstellungsgesprÃ¤ches, durch sein Verhalten verhindert habe, ohne fÃ¼r sein
Verhalten einen wichtigen Grund zu haben (Sperrzeit wegen Arbeitsablehnung). Der
KlÃ¤ger habe bei dem VorstellungsgesprÃ¤ch die Arbeit nicht ausdrÃ¼cklich
abgelehnt. Auch eine schlÃ¼ssige Ablehnung des Vermittlungsangebotes kÃ¶nne
zur Ã�berzeugung des Gerichts nicht festgestellt werden. Aus dem Verhalten des
KlÃ¤gers kÃ¶nne nicht der Wille entnommen werden, dass er nicht bereit gewesen
sei, die angebotene Arbeit anzunehmen. Der KlÃ¤ger habe auch nachvollziehbar
dargelegt, dass er durch die Mitnahme des Hundes nicht eine Einstellung habe
vereiteln wollen. Dies gelte auch fÃ¼r den von der GesprÃ¤chspartnerin des
KlÃ¤gers beanstandeten Alkoholgeruch. Daraus, dass der KlÃ¤ger wegen des Tags
zuvor genossenen alkoholfreien Bieres noch einen Geruch gehabt haben mÃ¶ge,
gelange das Gericht nicht zu der Ã�berzeugung von einem zielgerichteten Verhalten
des KlÃ¤gers zur Vereitelung des Zustandekommens eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses.
Die angefochtenen Bescheide seien daher aufzuheben. Dem KlÃ¤ger stehe zudem
ein Anspruch auf Zahlung der Alhi auch Ã¼ber den 19. Juli 2003 hinaus zu.

Mit der Berufung wendet sich die Beklagte gegen dieses Urteil. Sie trÃ¤gt vor: Das
Erscheinen zu einem VorstellungsgesprÃ¤ch mit einer Alkoholfahne und einem
Hund sei nicht nur Ã¤uÃ�erst unÃ¼blich, sondern dem KlÃ¤ger habe bewusst sein
mÃ¼ssen, dass eine Vorstellung dieser Art eine abschreckende Wirkung auf den
Arbeitgeber haben werde. Der KlÃ¤ger habe zumindest billigend in Kauf genommen,
dass er durch dieses Auftreten jeden Arbeitgeber ? und nicht nur den B ? davon
abhalten werde, einen Arbeitsvertrag abzuschlieÃ�en.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 22. April 2004 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt nach seinem Vorbringen,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend und verweist auf seine Angaben
im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung beim SG.

Wegen des Sach? und Streitstandes im Ã�brigen wird auf die vorbereitenden
SchriftsÃ¤tze der Beteiligten Bezug genommen.

Die Leistungsakten der Beklagten (zwei BÃ¤nde) und die Gerichtsakte haben
vorgelegen und sind Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen.
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EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung der Beklagten ist begrÃ¼ndet; die Klage war mithin abzuweisen.

Die Beklagte war berechtigt, die Alhi-Bewilligung fÃ¼r die Zeit ab dem 14.
Dezember 2002 aufzuheben und die fÃ¼r die Zeit vom 14. Dezember 2002 bis 7.
MÃ¤rz 2003 gezahlte Alhi nebst der BeitrÃ¤ge zur Kranken? und Pflegeversicherung
in HÃ¶he von insgesamt 1.598,90 Euro und die in der Zeit vom 8. MÃ¤rz 2003 bis
zum 19. Juli 2003 gezahlte Alhi in HÃ¶he von 2.054,40 Euro von dem KlÃ¤ger
zurÃ¼ckzufordern. Die Aufhebung der Alhi-Bewilligung misst sich an Â§ 48 Abs. 1
Satz 1 und Satz 2 Nr. 4 Sozialgesetzbuch ? Sozialverwaltungsverfahren und
Sozialdatenschutz ? (SGB X) i.V. mit Â§ 330 Abs. 3 Satz 1 SGB III (fÃ¼r den
Bewilligungszeitraum bis zum 23. Mai 2003) bzw. ? fÃ¼r den am 24. Mai 2003
beginnenden Bewilligungsabschnitt ? an Â§ 45 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 SGB X
i.V. mit Â§ 330 Abs. 2 SGB III. Zutreffend hat das SG insoweit nicht nur Ã¼ber den
Bescheid vom 16. Juli 2003 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 27.
August 2003 (Aufhebung der Alhi-Bewilligung fÃ¼r die Zeit ab 20. Juli 2003)
befunden, sondern auch Ã¼ber den Bescheid vom 19. Mai 2003 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 25. September 2003 (Festsetzung der Sperrzeit und
Aufhebung der Alhi-Bewilligung fÃ¼r die Zeit vom 14. Dezember 2002 bis 7. MÃ¤rz
2003), den Bescheid vom 31. Juli 2003 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 30. September 2003 (Aufhebung der Alhi-Bewilligung fÃ¼r die Zeit ab 14.
Dezember 2002) und die erneute Aufhebung der Alhi-Bewilligung mit Bescheid vom
28. Oktober 2003. Denn die nach Erhebung der insoweit statthaften kombinierten
Anfechtungs? und Leistungsklage i.S. von Â§ 54 Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
am 11. September 2003 erteilten Bescheide sind Gegenstand des erstinstanzlichen
Verfahrens gemÃ¤Ã� Â§ 96 Abs. 1 SGG schon deshalb geworden, weil sich der
KlÃ¤ger mit seiner Klageschrift nicht nur isoliert gegen den Bescheid der Beklagten
vom 16. Juli 2003 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 27. August 2003
gewandt hat, sondern auch gegen die Festsetzung der (weiteren) Sperrzeit und die
Aufhebung der Leistungsbewilligung insgesamt. Er hat damit, wie das SG richtig
erkannt hat, mit der Klage sinngemÃ¤Ã� auch einen Anspruch auf
Weiterbewilligung der Alhi ab 20. Juli 2003 geltend gemacht.

Der Anspruch des KlÃ¤gers auf Alhi war jedenfalls ab dem 14. Dezember 2002
erloschen und der KlÃ¤ger kannte den Wegfall des Anspruchs bzw. die
Rechtswidrigkeit der Alhi-Bewilligung auch Ã¼ber den 23. Mai 2003 hinaus bzw. er
kannte diese zumindest nur deshalb nicht, weil er die erforderliche Sorgfalt in
besonders schwerem MaÃ�e verletzt hat (Â§ 45 Abs. 1, Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 SGB X
i.V. mit Â§ 330 Abs. 2 SGB III; Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 Nr. 4 SGB X i.V. mit Â§
330 Abs. 3 SGB III). Nach Â§ 196 Satz 1 Nr. 3 SGB III in der hier anzuwendenden, bis
zum 31. Dezember 2002 geltenden Fassung erlischt der Anspruch auf Alhi, wenn
der Arbeitslose nach der Entstehung des Anspruchs auf Alhi Anlass fÃ¼r den Eintritt
von Sperrzeiten mit einer Dauer von insgesamt 24 Wochen gegeben hat, der
Arbeitslose Ã¼ber den Eintritt der ersten Sperrzeit nach Entstehung des Anspruchs
einen schriftlichen Bescheid erhalten hat und auf die Rechtsfolgen des Eintritts von
Sperrzeiten von insgesamt 24 Wochen hingewiesen worden ist.
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Aufgrund des bestandskrÃ¤ftigen Bescheides vom 16. Juli 1998, der fÃ¼r die
Beteiligten und das Gericht bindend ist (vgl. Â§ 77 SGG), steht fest, dass der
KlÃ¤ger Anlass fÃ¼r eine Sperrzeit von 12 Wochen (28. Februar 1998 bis zum 22.
Mai 1998) gegeben hatte.

Nach Eintritt dieser ersten Sperrzeit von 12 Wochen hat der KlÃ¤ger durch die
Nichtannahme des Arbeitsangebots vom 12. Dezember 2002 erneut Anlass fÃ¼r
den Eintritt einer Sperrzeit von 12 Wochen gegeben. Nach Â§ 144 Abs. 1 Nr. 2 SGB
III in der hier anwendbaren Fassung ab 1. Januar 2002 tritt eine Sperrzeit von 12
Wochen ein, wenn der Arbeitslose trotz Belehrung Ã¼ber die Rechtsfolgen eine vom
Arbeitsamt unter Benennung des Arbeitgebers und der Art der TÃ¤tigkeit
angebotene BeschÃ¤ftigung nicht angenommen oder nicht angetreten oder die
Anbahnung eines solchen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses, insbesondere das
Zustandekommen eines VorstellungsgesprÃ¤ches, durch sein Verhalten verhindert
(Sperrzeit wegen Arbeitsablehnung), ohne fÃ¼r sein Verhalten einen wichtigen
Grund zu haben.

Die Beklagte machte dem KlÃ¤ger anlÃ¤sslich einer persÃ¶nlichen Vorsprache am
12. Dezember 2002 ein Arbeitsangebot fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung im Hol? und
Bringedienst bei dem B. Dieses Arbeitsangebot war ausreichend bestimmt. Es hat
die zu verrichtende TÃ¤tigkeit beschrieben. Diese TÃ¤tigkeit war dem KlÃ¤ger auch
zumutbar. Der KlÃ¤ger hat durch sein Verhalten dieses Arbeitsangebot nicht
angenommen bzw. die Anbahnung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses zwischen
ihm und dem B durch sein Verhalten verhindert, ohne hierfÃ¼r einen wichtigen
Grund zu haben. Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme steht zur Ã�berzeugung
des Senats fest, dass der KlÃ¤ger durch sein Erscheinen zum
VorstellungsgesprÃ¤ch bei dem B am 13. Dezember 2002 mit einer deutlich
wahrnehmbaren Alkoholfahne zumindest billigend in Kauf genommen hat, dass
dadurch eine Einstellung nicht erfolgen wÃ¼rde. Dass der Arbeitgeber in diesem
Falle unabhÃ¤ngig von dem sonstigen Verhalten des KlÃ¤gers und unabhÃ¤ngig
von den Ergebnissen der VorstellungsgesprÃ¤che mit gegebenenfalls anderen
Bewerbern nicht bereit war, den KlÃ¤ger einzustellen, folgt aus der glaubhaften
Aussage der Zeugin H im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung, die das
VorstellungsgesprÃ¤ch mit dem KlÃ¤ger gefÃ¼hrt hatte. Bei dieser Sachlage kann
auch dahinstehen, ob das MitfÃ¼hren eines unangeleinten Hundes bei einem
VorstellungsgesprÃ¤ch aus objektiver Sicht ebenfalls als abschreckendes bzw.
provokantes Verhalten anzusehen ist, dem das Bestreben entnommen werden
kann, die angebotene Arbeit nicht anzunehmen. Die Einlassungen des KlÃ¤gers im
Verhandlungstermin bei dem SG, er habe seinerzeit nur alkoholfreies Bier
getrunken, das mÃ¶glicherweise noch gerochen habe, ist angesichts der
eindeutigen Angaben der Zeugin H als Schutzbehauptung zu werten, zumal nicht
nachvollziehbar erscheint, wie das Trinken alkoholfreien Bieres zu einer deutlichen
Alkoholfahne noch am Folgetag fÃ¼hren sollte.

Der KlÃ¤ger hatte keinen wichtigen Grund, das Arbeitsangebot nicht anzunehmen.
Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass der Eintritt der (weiteren) Sperrzeit von 12 Wochen
eine besondere HÃ¤rte fÃ¼r ihn bedeuten kÃ¶nnte, sind nicht ersichtlich und auch
vom KlÃ¤ger nicht vorgetragen worden.
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Der KlÃ¤ger ist Ã¼ber die Rechtsfolgen der ? konkludenten ? Arbeitsablehnung
auch ausreichend belehrt worden (Â§ 196 Satz 1 Nr. 3 SGB III). MaÃ�gebend ist die
Belehrung im Arbeitsangebot vom 12. Dezember 2002. Wie der KlÃ¤ger durch seine
persÃ¶nliche Unterschrift am 8. Januar 2003 auf dem entsprechenden Vermerk der
Beklagten bestÃ¤tigt hat, wurde er Ã¼ber die Rechtsfolgen einer Ablehnung des
Arbeitsangebots vom 12. Dezember 2002 bzw. eines Nichtantretens der
angebotenen Arbeitsstelle ohne wichtigen Grund belehrt. Diese
Rechtsfolgenbelehrung ist auch ohne ausdrÃ¼cklichen Hinweis auf die in Â§ 144
Abs. 1 Nr. 2 SGB III in der ab 1. Januar 2002 geltenden Fassung zusÃ¤tzlich
aufgenommenen Tatbestandsalternativen der Verhinderung der Anbahnung eines
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses, insbesondere der Verhinderung des
Zustandekommens eines VorstellungsgesprÃ¤ches, vollstÃ¤ndig. Denn diese
Erweiterung der gesetzlichen Tatbestandsvoraussetzungen einer Sperrzeit wegen
Arbeitsablehnung erfasst nunmehr ausdrÃ¼cklich die FÃ¤lle, in denen der
Arbeitslose durch schlÃ¼ssiges Verhalten die ihm angebotene BeschÃ¤ftigung
"nicht angenommen oder nicht angetreten" hat. Ã�ber die VollstÃ¤ndigkeit der
Rechtsfolgenbelehrung bestand im Ã�brigen zwischen den Beteiligten auch kein
Streit.

Die Beklagte war nach Â§ 45 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 SGB X bzw. nach Â§ 48
Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 SGB X berechtigt und verpflichtet, die Alhi-Bewilligung fÃ¼r die
Zeit ab dem 14. Dezember 2002 aufzuheben. Dem KlÃ¤ger ist hinsichtlich des
Wegfalls des Alhi-Anspruches bzw. der Rechtswidrigkeit der Bewilligung fÃ¼r die
Zeit ab 24. Mai 2003 grobe FahrlÃ¤ssigkeit anzulasten. Denn er hÃ¤tte ohne
weiteres erkennen kÃ¶nnen und mÃ¼ssen, dass sein Anspruch auf Alhi bei einer ?
auch konkludenten ? Nichtannahme des Arbeitsangebots entfallen werde. Die
Pflicht zur Erstattung der in der Zeit vom 14. Dezember 2002 bis zum 19. Juli 2003
Ã¼berzahlten Alhi folgt aus Â§ 50 Abs. 1 SGB X, die der gezahlten Kranken? und
PflegeversicherungsbeitrÃ¤ge aus Â§ 335 Abs. 1 und Abs. 5 SGB III.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 oder 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 10.01.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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